
Drucksache 19 / 11 513
Schriftliche Anfrage

19. Wahlperiode

Schriftliche Anfrage

des Abgeordneten Tommy Tabor (AfD)

vom 07. April 2022 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 07. April 2022)

zum Thema:
E-Scooter: Sind weiterführende Regeln vonnöten oder lässt der Senat die
Bezirke mit den zunehmenden Problemen der Verkehrssicherheit sowie der
Umweltbelastung allein?

und Antwort vom 20. April 2022 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 21. April 2022)
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Senatsverwaltung für
Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz

Herrn Abgeordneten Tommy Tabor (AfD)
über
den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

A n t w o r t
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/11513
vom 7. April 2022
über E-Scooter: Sind weiterführende Regeln vonnöten oder lässt der Senat die
Bezirke mit den zunehmenden Problemen der Verkehrssicherheit sowie der
Umweltbelastung allein?

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

Frage 1:

Wie viele Meldungen von E-Scootern, die widerrechtlich in Flüsse oder Seen geworfen worden sind,
gibt es?
(Bitte nach Jahren und Bezirke aufschlüsseln)

Antwort zu 1:

Der Senat verweist auf die Antwort auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19 / 10904 vom
07. Februar 2022 zu Frage 1.

Frage 2:

Wie beurteilt der Senat den verkehrlichen Nutzen von E-Scootern (E-Rollern)?

Antwort zu 2:

Der Senat geht davon aus, dass die Angebote von Miet-E-Scootern grundsätzlich
geeignet sein können, bei entsprechender Ausgestaltung einen positiven Beitrag
im Hinblick auf die erforderliche Mobilitätswende zu leisten. Im Sinne einer
effizienten geteilten und gemeinsamen Mobilität können sie insbesondere im
Verbund mit dem Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) ein wichtiges
Zusatzangebot darstellen.
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Frage 3:

Plant der Senat, die Bezirke dabei zu unterstützen, der Problematik Herr zu werden, bspw. durch
einen landesweiten Erlass, die Zahl der Roller zu begrenzen und damit für ausreichend Abstellplätze
zu sorgen?

Frage 4:

Plant der Senat, die Bezirke dabei zu unterstützen, die Anbieter in die Pflicht nehmen zu können, so
dass diese stärker in die Verantwortung genommen werden können?

Antwort zu 3 und 4:

Die Fragen 3 und 4 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam
beantwortet:

Die Miet-E-Scooter unterliegen ab 01.09.2022 einer Sondernutzungserlaubnispflicht
auf Grund des Gesetzes zur Anpassung straßenrechtlicher Bestimmungen
insbesondere im Hinblick auf das gewerbliche Anbieten von Mietfahrzeugen
(GVBl. Berlin S. 1114). Dieses stellt klar, dass es sich bei dem gewerblichen Anbieten
von Mietfahrzeugen (einschließlich sog. E-Tretroller) um eine straßenrechtliche
Sondernutzung handelt, die einer Erlaubnis bedarf. Im Rahmen dieser
erforderlichen Erlaubnis erfolgt dann eine angebotsbezogene Steuerung, die
darauf ausgerichtet ist, die positiven Potentiale der Sharing-Modelle zu fördern und
zugleich Nutzungskonflikte mit anderen Verkehrsteilnehmenden zu mindern. Aktuell
laufen die Vorbereitungen zu deren Ausgestaltung.

Berlin, den 20.04.2022

In Vertretung

Markus Kamrad
Senatsverwaltung für
Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz


